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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 351/12 B 
 
L 2 R 1068/08 (Thüringer LSG) 
S 19 R 1327/05 (SG Gotha) 
 
 
 
…………………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………..……., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. Dezember 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l    sowie den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Thüringer Landessozialgerichts vom 12. Juli 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 12.7.2012 hat das Thüringer LSG auf die Berufung der Beklagten deren Verurtei-

lung zur Gewährung einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei Berufsunfähigkeit 

vom 1.11.2003 bis 31.8.2011 aufgehoben. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Sie beruft sich auf Verfahrensmängel. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung vom 10.10.2012 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil der allein geltend gemachte Zulassungs-

grund eines Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) nicht ordnungsgemäß bezeichnet 

worden ist (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

1. Wird die Zulassung der Revision wegen eines Verfahrensmangels begehrt, muss in der Be-

gründung der Nichtzulassungsbeschwerde die bundesrechtliche Verfahrensnorm, die das Beru-

fungsgericht verletzt haben soll, hinreichend genau bezeichnet sein. Zudem müssen die 

tatsächlichen Umstände, welche den Verstoß begründen sollen, substantiiert dargetan und 

darüber hinaus dargestellt werden, inwieweit die angefochtene Entscheidung auf diesem 

Verfahrensmangel beruhen kann (vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 4 und Nr 21 RdNr 4 

- jeweils mwN; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, 

Kap IX RdNr 202 ff). Dabei ist zu beachten, dass ein Verfahrensmangel nicht auf eine 

Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG gestützt werden kann und dass die Rüge einer 

Verletzung der Sachaufklärungspflicht nach § 103 SGG nur statthaft ist, wenn sie sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). 

 

a) Die Klägerin hat den gerügten Verfahrensmangel einer Verletzung der Amtsermittlungspflicht 

nicht hinreichend bezeichnet. 

 

Wird - wie vorliegend - ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 

SGG) gerügt, muss die Beschwerdebegründung hierzu folgende Punkte enthalten: 

(1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren, bis zum Schluss 

der mündlichen Verhandlung zu Protokoll aufrechterhaltenen oder im Urteil wiedergegebenen 

Beweisantrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, 

aufgrund derer bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen und zur weiteren 

Sachaufklärung drängen müssen, (3) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der 

unterbliebenen Beweisaufnahme und (4) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des 

LSG auf einer angeblich fehlerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG 

mithin bei Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme von 
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seinem Standpunkt aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte 

gelangen können (stRspr, BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11; BSG SozR 4-1500 § 160 

Nr 18 RdNr 8; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 21 

RdNr 5). 

 

Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht. Die Klägerin trägt vor, dass 

sie mit Schriftsatz vom 7.7.2009 die Einholung eines Sachverständigengutachtens zur Frage 

beantragt habe, inwieweit sich die Einnahme des Medikaments Tramadol auf ihre 

Leistungsfähigkeit auswirke, und dies auch in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG 

thematisiert habe. Sie behauptet zwar, dass dieser Beweisantrag von ihr in der mündlichen 

Verhandlung vom 12.7.2012 "aufrechterhalten" worden sei. Aus der von ihr in Bezug 

genommenen Sitzungsniederschrift der mündlichen Verhandlung ergibt sich dies aber nicht. Die 

Klägerin macht nicht geltend, dass das LSG in der mündlichen Verhandlung trotz eines 

entsprechendes Hinweises eine Protokollierung des Beweisantrags abgelehnt habe. 

 

Entsprechendes gilt sowohl für ihr Vorbringen, das LSG habe auf ihren Schriftsatz vom 

9.2.2012, in dem sie auf die "Schwachstellen und noch klärungsbedürftigen Punkte insbeson-

dere im Gutachten des Sachverständigen F.        hingewiesen" habe, kein 

"Nachtragsgutachten" eingeholt, und für ihren Vortrag, das Berufungsgericht sei zu Unrecht 

ihren schriftsätzlich gestellten Anträgen auf Einholung eines weiteren augenärztlichen 

Gutachtens, eines aktuellen Befundberichts der Augenärztin Dr. S.              und eines 

psychologischen Gutachtens nicht gefolgt. Allein die Behauptung, dass entsprechende Anträge 

in der mündlichen Verhandlung "thematisiert" worden seien, reicht nicht aus. 

 

b) Soweit die Klägerin eine Verletzung ihres Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Gehörs 

(Art 103 Abs 1 GG, § 62 SGG) rügt, genügt auch dieser Vortrag nicht den oben aufgezeigten 

Darlegungsanforderungen von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Klägerin stützt die Gehörsrüge darauf, dass das LSG auf ihren - auch in der mündlichen 

Verhandlung vom 12.7.2012 nochmals bekräftigten - Vortrag, dass sich die Einnahme des 

Schmerzmittels Tramadol zusätzlich leistungsmindernd auswirke, nicht eingegangen sei. 

Weder nach der Beratung am Ende der mündlichen Verhandlung noch in den Urteilsgründen 

habe das Berufungsgericht zu der aufgeworfenen Problematik der ständigen Einnahme des 

Präparats Tramadol Stellung genommen. Dies gelte auch für die eingeholten Gutachten. 

Vielmehr habe das LSG die Gutachten der Sachverständigen F.        und T.          "unkritisch 

übernommen" und kein "Nachtragsgutachten" eingeholt. 

 

Mit diesem Vorbringen hat die Klägerin eine Verletzung ihres rechtlichen Gehörs nicht hinrei-

chend dargetan. Denn sie hat es versäumt, darzulegen, inwieweit die angefochtenen Entschei-

dung auf dem behaupteten Verfahrensmangel einer Gehörsverletzung beruhen kann. Die 
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Klägerin behauptet nicht, das LSG hätte unter Berücksichtigung der Medikamenteneinnahme 

aufgrund eigener medizinischer Kenntnisse anders entscheiden können. 

 

Soweit die Klägerin eine Verletzung rechtlichen Gehörs darin sieht, das LSG habe trotz ihrer 

Ausführungen zu den Schwachstellen und klärungsbedürftigen Punkte insbesondere im 

Gutachten des Sachverständigen Dr. F.        kein "Nachtragsgutachten" eingeholt, liegt hierin 

keine Gehörsrüge, sondern eine Sachaufklärungsrüge. Deren Darlegungsanforderungen erfüllt 

die Beschwerdebegründung - wie oben ausgeführt - nicht. Die Anforderungen an eine 

ordnungsgemäße Sachaufklärungsrüge können nicht dadurch umgangen werden, dass der 

Vorhalt unzureichender Sachaufklärung in der Gestalt einer Gehörsrüge geltend gemacht wird 

(BSG vom 28.9.2010 - B 5 R 202/10 B - BeckRS 2010, 74248 RdNr 11 mwN). 

 

Soweit die Klägerin die Verletzung rechtlichen Gehörs mit der unkritischen Übernahme der Gut-

achten der Sachverständigen Dres. F.       und T.       rügt und die Gutachten inhaltlich be-

mängelt, liegt auch hierin keine Gehörsrüge, sondern die Rüge mangelhafter Beweiswürdigung. 

Nach dem ausdrücklichen Wortlaut von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann ein geltend ge-

machter Verfahrensmangel nicht auf die Verletzung von § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der 

freien richterlichen Beweiswürdigung) gestützt werden und daher der Nichtzulassungsbe-

schwerde von vornherein nicht zum Erfolg verhelfen. 

 

2. Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung von § 193 SGG. 
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